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asVotumisteindeutig:93Prozent
der Isländer haben sich beim Re-

ferendumgegen die Entschädigungs-
zahlungen in Höhe von insgesamt
3,9 Milliarden Euro an Großbritanni-
en und die Niederlande ausgespro-
chen. Eine weise Entscheidung. Denn
alles anderehätte Island ruiniert.

Schlimm genug, dass London und
Den Haag nach dem Bankenkollaps
vorzweiJahrenbritischenundnieder-
ländischen Kunden der Pleitebank
Icesave ihre Einlagen ersetzten. Denn
warum soll der Staat für kühne Anle-
ger aufkommen, die in Erwartung or-
bitanter Renditen ihr Kapital bereit-
willig aufs Spiel setzen?Werdubiosen
Spekulanten sein Geld in den Rachen
wirft, trägt selbst das Risiko. Das ver-
zockte Geld nun von jedemeinzelnen
Isländer zurückzuverlangen entbehrt
jeder finanzkapitalistischenLogik.

Natürlich tragen auch die Isländer
Schuld an der Zahlungsunfähigkeit
ihrer Banken. In der Verheißung, so

D zurreichstenInselderWeltzuwerden,
haben sie über ein Jahrzehnt lang die
Politik ihrer finanzmarktfreundli-
chen Regierung mitgetragen, die im
Gegenzug ihren Sozialstaat skandina-
vischer Prägung eliminierte. Daran
haben sie genugzuknabbern.

Gerade London wird nun alles dar-
ansetzen, zurStrafedenEU-Beitritt Is-
lands zu verhindern. Es gibt Schlim-
meres, wie der aktuelle Streit um die
bisher verweigerte EU-Hilfe für das
bankrotte Griechenland zeigt. Und
dass auch der Internationale Wäh-
rungsfonds damit droht, Hilfskredite
auszuschlagen, dürfte immer noch
bessersein,alsjedenIsländerachtJah-
re lang jedenMonat 100Euro anbriti-
scheundniederländischeAnleger ab-
führen zu lassen. Gerade London soll-
te sich mit Reparationsforderungen
zurückhalten. Denn spitzt sich die
Bankenkriseweiterzu,könnteesauch
fürGroßbritannien teuerwerden.
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Natürlich zahlt Islandnicht

ine arabische Wahl mit ungewis-
sem Ausgang – alleine das macht

diezweiteParlamentswahlimIrakseit
demSturzdesDiktators SaddamHus-
sein in einer Region, die noch immer
überwiegend von Autokraten regiert
wird, nahezu einzigartig. Das allein
bedeutet aber noch lange nicht, dass
der Irak politisch über den Berg ist.
Das zeigen schon die zahlreichen An-
schläge im Vorfeld der Abstimmung
undamWahltag selbst.

Sicher, es gibt einige positive Ent-
wicklungen in der politischen Land-
schaft des Iraks. Viele Iraker scheinen
einer Politik, die auf Konfession und
Religionbasiert,überdrüssig.Dasdarf
aber nicht darüber hinwegtäuschen,
dass kaumeine der großen Listen, die
zurWahl standen, diese konfessionel-
lenGrenzen bereits überwunden hät-
te. Die meisten von ihnen segeln im
schiitischen oder kurdischen Fahr-
wasser. Die wichtigsten sunnitischen
Politikerdagegenbliebenalsehemali-
geMitglieder der Baathpartei von der
Wahl ausgeschlossen. Obwohl derUS-
Abzugstermin immer näher rückt,

E bleibt das Land von einer echten Aus-
söhnungnochmeilenweit entfernt.

War der Weg zu diesen Wahlen
schon steinig, so könnte sich die Zeit
danachalsnochhärtererweisen.Auch
ein neues Parlament wird große
Schwierigkeiten haben, die vielen
Konflikte zu lösen: den Streit zwi-
schen Arabern und Kurden, zwischen
Schiitenund Sunniten, umdieVertei-
lung der Öleinnahmen oder über die
Frage, wer künftig in Bagdad den Ton
angibt:WashingtonoderTeheran?

DieletztenWahlen2005hattenden
Irak an den Rand eines Bürgerkriegs
geführt. Weil auch nach diesem Refe-
rendum kein eindeutiger Wahlsieger
zuerwartenist,drohteinlangwieriger
Koalitionspoker. Undwerden sich die
Verlierer auf die Rolle einer gewaltlo-
senOppositioneinlassen?

Demokratische Wahlen im Irak
sind allein noch keine Garantie für
Frieden und Stabilität. Das gilt umso
mehr, wenn die nächste Regierung
auchnochdasVakuumfüllen soll, das
dieUS-Armeehinterlässt.
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Noch langenichtüberdenBerg

Obwohl der Abzug der US-Armee näher rückt,
ist der Irak von echter Aussöhnung weit entfernt

erBegriff dernuklearenEntwick-
lungshilfe wird nun wohl in den

Wortschatz der Weltpolitik eingehen.
Großmütig,wennauchnichtganzun-
eigennützig wollen die Atommächte,
allenvoranGastgeber Frankreichund
die Atomenergieagentur der OECD,
den nuklearen Habenichtsen helfen,
sich diese angeblich kostengünstige
und zukunftsträchtige Quelle der
Stromversorgungzuerschließen.

Prämisse ihrer internationalen
Konferenz ist, dass der Energiever-
brauchweltweitweiter steil ansteigen
werde. Daswirdnicht hinterfragt. Die
strahlendeZukunft,die lautOrganisa-
torenderAtomkraftgehört, istdaSyn-
onym für unbegrenztes Wachstum,
parallel zumEnergiekonsum steigen-
de Bruttoinlandsprodukte. Die Bot-
schaft aus Paris lautet: Wer nicht auf
Atomkraft setzt, hatdenZug indieZu-
kunft verpasst undwirdweltpolitisch
marginalisiert.

Alternative Szenarien der Entwick-
lung werden ebenso wenig ernst ge-

D nommen wie alternative und erneu-
erbare Energiequellen. Für Sonne,
Wind, Gezeiten, Biomasse oder Geo-
thermiebleibendanurNischen.

Entscheidenkannundsoll diePari-
ser Konferenz im Rahmen der OECD
formell gar nichts. Aber das ist ja of-
fenbar auch gar nicht notwendig, da
die Prioritäten von den Teilnehmern
ohnehin geteilt werden. Es geht nicht
um die Frage Atomkraft ja oder nein.
Sondern nur noch darum, wann und
wieoderallenfallswerwoalsLieferant
auf dem jetzt erschlossenen Expan-
sionsmarkt zumZugekommt.

Nicht hinterfragt wird auch die Be-
hauptung, Atomstrom sei billig und
bezüglich Treibhausgasen neutral
oder gar „sauber“. Denn das wären
subversive Fragen. Wären grundsätz-
liche Zweifel an der Atomkraft er-
laubt, müsste man sich ja womöglich
eingestehen, dass das wirtschaftliche
Entwicklungsmodell des „immer
mehr“vor einer Sackgasse steht.
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Nukleare Entwicklungshilfe

ie ist die Stimmung im
Lande? Das lässt sich an
den unterschiedlichen
Reaktionen ablesen, die

Prominente mit ihren Wortmeldun-
gen in jüngster Zeit in der deutschen
Öffentlichkeit gefunden haben.

Als der renommierte Staatsrechtler
Ernst-Wolfgang Böckenförde im Früh-
jahr 2009 in seiner Streitschrift „Wor-
an der Kapitalismus krankt“ für ein
Gegenmodell zum heutigen inhuma-
nen Kapitalismus plädierte, ging die
öffentliche Reaktion gegen null. Ganz
anders erging es Interventionen, die
man einem anderen politischen „La-
ger“ zurechnen könnte. Dessen Bot-
schaft lautet: Unsere Gesellschaft ist
gerecht, wenn der monetär Erfolgrei-
che nicht allzu sehr belastet – und der
wirtschaftlich Unnütze dafür umso
mehrgeknechtetwird.Heuteseiendie
Verhältnisse nun genau umgekehrt,
heißt es, weshalb sie zu ändern seien.

In diesem Sinne befand etwa Peter
Sloterdijk im Juni 2009, der Sozial-
und Steuerstaat („Kleptokratie“) sei so
ungerecht, dass dem Leistungsträger
nur noch die freiwillige Gabe, nicht
länger die Pflicht der Steuer zuzumu-
ten sei. Der Philosoph weiß die Eliten
hinter sich. Schon 2008 drohteMathi-
asDöpfner,Vorstandsvorsitzenderdes
Springer-Konzerns: „Vor einigen Jahr-
hunderten brachen Revolutionen aus,
weil man den Leuten den Zehnten
nahm. Heute nimmt der Staat die
Hälfte.“Der BundesbankvorstandThi-
lo Sarrazin und Vizekanzler Guido
Westerwelle stießen ins selbe Horn:
Der eine beklagt die faulen Ausländer,
diedenSozialstaatplünderten.Deran-
dere sorgt sich, dass dieHartz-IV-Sätze
über den Niedriglöhnen liegen könn-
ten – und sieht dabei die Höhe der
Hartz-IV-Beträge als Problem.

Flüchtende Mittelschichten

Der Jenaer Wissenschaftler Stephan
Lessenich meint, Sloterdijk, Sarrazin
und Westerwelle wüssten „weite Teile
der arbeitnehmerischenMittelschich-
ten und des freiberuflichen Mittel-
stands hinter sich“. Tatsächlich zahlen
die qualifizierten Mittelschichten, de-
ren Jahreseinkommen zwischen
50.000 und 70.000 Euro liegen, pro-
zentual die höchsten Steuern. Sie spü-
ren die Folgen der Politik, die Kanzler
Schröder begann und Kanzlerin Mer-
kel fortsetzt.DerSozialstaat stagniert–
aber erwird fastnurnochvondenMit-
telschichten und nicht mehr von Rei-
chen und Unternehmen bezahlt. Des-
halb schaut der normale Steuerzahler
argwöhnisch auf den, der Sozialleis-
tungen bezieht, aber keine Beiträge

W
einzahlt. Und deshalb registriert er
argwöhnisch, dass die soziale Frage
auch eine ethnische geworden ist. Das
mentale Fundament des Sozialstaates
von einst, die deutsche Nation, ist per-
du. Zugleich erfährt er: Das große Ver-
sprechen dieser Gesellschaft, Leistung
bedeute sozialen Aufstieg, gilt für ihn
und seine Kinder nichtmehr.

Zeitgemäße Solidarität

Damit ist ein Punkt erreicht, vor dem
der Sozialphilosoph JürgenHabermas
bereits indenAchtzigerjahrenwarnte.
Die Achillesferse des Wohlfahrtsstaa-
tes stellten die Mittelschichten dar,
schrieb er damals. Wenn diese das Ge-
fühlhätten, sie bezahlten fürdenSozi-
alstaat, ohne von ihm zu profitieren,
wendeten sie sich ab. Genau deshalb
traf Böckenförde nicht den Nerv der
Mittelschichten–ernervtesienur.Der
Resonanzboden ist nicht für ihn, son-
dern für Sloterdijk, Sarrazin und Wes-
terwelle bereitet.

Was tun? Die erste Antwort lautet:
nicht länger ignorieren, dass dem So-
zialstaat seine Elitetruppen und Fi-
nanziers abhandenkommen, und de-
ren Ängste und Kritik ernst nehmen.
Die zweite Antwort: aus all dem den
Schluss ziehen, der Sozialstaat kann
nur gehalten werden, wenn diese
Schichten zurückgewonnen werden.
Die dritte Antwort: Deshalb reicht es
nicht, den jetzigen Sozialstaat zu ver-
teidigen, denn genau vor dem laufen
die Mittelschichten ja weg. Die vierte
Antwort: Es gibt eine gute Chance, die-
se Mittelschichten zu überzeugen,
denn deren größter Teil will Solidari-
tät leben – er findet sie im eigenen Le-

bennurnichtvor.DieWerteSolidarität
und Gerechtigkeit faszinieren unver-
ändert. Es hapert bei der Umsetzung,
die nicht mehr zeitgemäß ist. Die
sechste Antwort: Es wäre verhängnis-
voll,würdedenFliehendenunterstellt,
sie seien gegen Solidarität und das ge-
meinsame Öffentliche. So. Und nun?

Ein Vorschlag: Die Debatte um ei-
nen neuen Sozialstaat verlässt die
Sphäre der Moral und betritt die des
Ökonomischen. Eine Ursache der gro-
ßen Krise von heute sind auch die
Handelsungleichgewichte. Deshalb
muss Deutschland alles tun, um eine
neueBalancevonExport-undBinnen-
wirtschaft zu finden. Die deutsche
Wirtschaft hat, verglichen mit Schwe-
den, einige Millionen Arbeitsplätze zu
wenig im Bereich der Dienstleistun-
gen: Bildung, Pflege, Gesundheit.

Für einen politischen Lohn

Der Industriesoziologe Michael Vester
hat berechnet: Im Jahr 2000 war in
Schweden die Beschäftigung im tech-
nisch-industriellen Sektor um etwa
6 Prozent niedriger als in Deutsch-
land, die Beschäftigung in den Hu-
mandienstleistungen um etwa den
gleichen Prozentsatz höher. Den Ar-
beitsplatz, der in der schwedischen In-
dustriewegenderhöherenProduktivi-
tät wegfällt, den schaffen die Schwe-
denalso imBereichderHumandienst-
leistungen neu. Der zweite entschei-
dende Unterschied: Die Arbeitsplätze
dort sind qualifiziert und gut bezahlt.
In Deutschland dagegen sind sie mies
undmies bezahlt. Auf Deutsch gesagt:
Am Fließband von Daimler bauen die
besten Facharbeiter Autos für den Ex-
port zusammen. Und zwei Straßenzü-
ge weiter kümmern sich schlecht be-
zahlte und schlecht ausgebildete Pfle-
gekräfte, zumeist natürlich Frauen,
um Rentner.

Es gibt eine Lokomotive,mit derwir
uns aus dieser Sackgasse der Inhuma-
nität herausziehen können: der politi-
sche Lohn.Wir brauchen einigeMillio-
nen Arbeitsplätze mehr in dem Be-
reich der Humandienstleistungen –
Arbeitsplätze, die qualifiziert und gut
bezahlt sind. Diese hohen Löhne gibt
der Markt nicht her. Deshalb müssen
dort, von der Öffentlichkeit initiiert,
subventioniert und verantwortet, po-
litische Löhne gezahlt werden. Sowird
gute Arbeit geschaffen. So gibt es gute
Dienstleistungen, die Probleme lösen,
die es heute in jeder Familie gibt. So
gibt es eine Solidarität, die sichtbar ist
und an der Idee der Leistung ansetzt.
So könnten die zu Recht sozialstaats-
skeptischen Mittelschichten zurück-
gewonnen werden. WOLFGANG STORZ

Lohn der Solidarität
SOZIALSTAAT Warum finden Sloterdijk, Westerwelle und Sarrazin so viel Anklang,

wenn sie gegen die Unterstützung von Armen poltern? Ein Gegenvorschlag

DieMittelschichtenzahlen
prozentual die meisten
Steuern. Zugleich haben
sie das Gefühl, nicht vom
Sozialstaat zu profitieren
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Wolfgang Storz

■ Jahrgang 1952, war von 2002 bis
2006 Chefredakteur der Frankfurter
Rundschau. Er lehrt an den Unis Kassel

und Frankfurt zum „Ver-
hältnis Massenmedien

und Politik“ und
schrieb zuletzt das
Buch:„AllesMerkel?
Schwarze Risiken.

Bunte Revolutionen“.
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